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Gesetz
zu dem Abkommen

zwischen der Europäischen Gemeinschaft
und ihren Mitgliedstaaten einerseits

und der Schweizerischen Eidgenossenschaft andererseits
über die Freizügigkeit

Vom 2. September 2001

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz
beschlossen:

Artikel 1

Dem in Luxemburg am 21. Juni 1999 von der Bundesrepublik Deutschland
unterzeichneten Abkommen zwischen der Europäischen Gemeinschaft und
ihren Mitgliedstaaten einerseits und der Schweizerischen Eidgenossenschaft
andererseits über die Freizügigkeit wird zugestimmt. Das Abkommen wird
nachstehend veröffentlicht.

Artikel 2

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustim¬
mung des Bundesrates Vereinbarungen in Kraft zu setzen, durch die Anhang II
Abschnitt A Buchstabe i und j an die geänderte innerstaatliche Rechtslage
angepasst werden.

Artikel 3

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 25 für die Bundes¬
republik Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und wird im Bundesgesetz¬
blatt verkündet.

Berlin, den 2. September 2001

Der Bundespräsident
Johannes Rau

Der Bundeskanzler
Gerhard Schröder

Für den Bundesminister
für Arbeit und Sozialordnung

Die Bundesministerin für Gesundheit
Ulla Schmidt

Für den Bundesminister des Auswärtigen
Der Bundesminister der Verteidigung

Rudolf Scharping
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Anhang I

Freizügigkeit

I. Allgemeine Bestimmungen

Artikel 1

Einreise und Ausreise

(1) Die Vertragsparteien gestatten den Staatsangehörigen der
anderen Vertragsparteien, deren Familienangehörigen im Sinne
des Artikels 3 dieses Anhangs und den entsandten Arbeit¬
nehmern im Sinne des Artikels 17 dieses Anhangs die Einreise
in ihr Hoheitsgebiet gegen Vorlage eines gültigen Personal¬
ausweises oder Reisepasses.

Ein Einreisevisum oder ein gleichwertiger Nachweis darf nicht
verlangt werden, außer im Fall von Familienangehörigen und
entsandten Arbeitnehmern im Sinne des Artikels 17 dieses
Anhangs, die nicht die Staatsangehörigkeit einer Vertragspartei
besitzen. Die betreffende Vertragspartei gewährt diesen Perso¬
nen alle Erleichterungen für die Beschaffung der gegebenenfalls
benötigten Visa.

(2) Die Vertragsparteien erkennen den Staatsangehörigen
der Vertragsparteien, ihren Familienangehörigen im Sinne des
Artikels 3 dieses Anhangs und den entsandten Arbeitnehmern im
Sinne des Artikels 17 dieses Anhangs das Recht zu, ihr Hoheits¬
gebiet gegen Vorlage eines gültigen Personalausweises oder
Reisepasses zu verlassen. Sie dürfen von den Staatsangehöri¬
gen der anderen Vertragsparteien kein Ausreisevisum und keinen
gleichwertigen Nachweis verlangen.

Die Vertragsparteien stellen ihren Staatsangehörigen gemäß
ihren Rechtsvorschriften einen Personalausweis oder einen
Reisepaß aus, der insbesondere ihre Staatsangehörigkeit angibt,
oder verlängern diese Dokumente.

Der Reisepaß muß zumindest für alle Vertragsparteien und für
die unmittelbar zwischen den Vertragsparteien liegenden Durch¬
reiseländer gültig sein. Ist die Ausreise nur mit dem Reisepaß
statthaft, so muß dieser mindestens fünf Jahre gültig sein.

Artikel 2

Aufenthalt und Erwerbstätigkeit

(1) Unbeschadet der für die Übergangszeit gemäß Artikel 10
dieses Abkommens und Kapitel VII dieses Anhangs geltenden
Bestimmungen haben die Staatsangehörigen einer Vertrags¬
partei das Recht, sich nach Maßgabe der Kapitel II bis IV im
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei aufzuhalten und dort
eine Erwerbstätigkeit auszuüben. Zum Nachweis dieses Rechts
wird eine Aufenthaltserlaubnis erteilt oder eine Sonderbescheini¬
gung für Grenzgänger ausgestellt.

Die Staatsangehörigen der Vertragsparteien haben ferner das
Recht, sich in das Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei
zu begeben oder nach Beendigung eines Arbeitsverhältnisses
mit einer Dauer von weniger als einem Jahr dort zu bleiben, um
sich eine Beschäftigung zu suchen, und sich während eines
angemessenen Zeitraums von bis zu sechs Monaten dort auf¬
zuhalten, sofern dies erforderlich ist, um von den ihrer beruf¬
lichen Befähigung entsprechenden Stellenangeboten Kenntnis
zu nehmen und gegebenenfalls die erforderlichen Maßnahmen
im Hinblick auf ihre Einstellung zu treffen. Die Arbeitsuchenden
haben im Hoheitsgebiet der betreffenden Vertragspartei An¬
spruch auf die gleiche Hilfe, wie sie die Arbeitsämter dieses
Staates eigenen Staatsangehörigen leisten. Sie können während
der Dauer dieses Aufenthalts von der Sozialhilfe ausgeschlossen
werden.

(2) Den Staatsangehörigen der Vertragsparteien, die im Auf¬
nahmestaat keine Erwerbstätigkeit ausüben und kein Aufent¬
haltsrecht aufgrund anderer Bestimmungen dieses Abkommens
haben, wird das Aufenthaltsrecht eingeräumt, sofern sie die
Voraussetzungen des Kapitels V erfüllen. Zum Nachweis dieses
Rechts wird eine Aufenthaltserlaubnis erteilt.

(3) Die Erteilung und Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis
oder Sonderbescheinigung für die Staatsangehörigen der Ver¬
tragsparteien erfolgen kostenlos oder gegen Entrichtung eines
Betrags, der die Ausstellungsgebühr für Personalausweise von
Inländern nicht übersteigen darf. Die Vertragsparteien treffen alle
erforderlichen Maßnahmen, um die Formalitäten und Verfahren
für die Beschaffung dieser Dokumente so weit wie möglich zu
vereinfachen.

(4) Die Vertragsparteien können von den Staatsangehörigen
der anderen Vertragsparteien verlangen, daß sie ihre Anwesen¬
heit in ihrem Hoheitsgebiet anzeigen.

Artikels

Familienangehörige

(1) Die Familienangehörigen einer Person, die Staatsange¬
hörige einer Vertragspartei ist und ein Aufenthaltsrecht hat,
haben das Recht, bei ihr Wohnung zu nehmen. Der Arbeitnehmer
muß für seine Familie über eine Wohnung verfügen, die in dem
Gebiet, in dem er beschäftigt ist, den für die inländischen Arbeit¬
nehmer geltenden normalen Anforderungen entspricht; diese
Bestimmung darf jedoch nicht zu Diskriminierungen zwischen
inländischen Arbeitnehmern und Arbeitnehmern aus der anderen
Vertragspartei führen.

(2) Als Familienangehörige gelten ungeachtet ihrer Staats¬
angehörigkeit:

a) der Ehegatte und die Verwandten in absteigender Linie, die
noch nicht 21 Jahre alt sind oder denen Unterhalt gewährt
wird;

b) die Verwandten und die Verwandten des Ehegatten in auf¬
steigender Linie, denen Unterhalt gewährt wird;

c) im Fall von Studierenden der Ehegatte und die unterhalts¬
berechtigten Kinder.

Die Vertragsparteien begünstigen die Aufnahme aller nicht unter
den Buchstaben a, b und c genannten Familienangehörigen,
denen der Staatsangehörige einer Vertragspartei Unterhalt
gewährt oder mit denen er im Herkunftsland in einer häuslichen
Gemeinschaft lebt.

(3) Für die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis für Familien¬
angehörige eines Staatsangehörigen einer Vertragspartei dürfen
die Vertragsparteien nur folgende Unterlagen verlangen;

a) die Ausweise, mit denen sie in ihr Hoheitsgebiet eingereist
sind;

b) eine von der zuständigen Behörde des Heimat- oder Her¬
kunftsstaats ausgestellte Bescheinigung, in der das Ver¬
wandtschaftsverhältnis bestätigt wird;

c) für Personen, denen Unterhalt gewährt wird, eine von der
zuständigen Behörde des Heimat- oder Herkunftsstaats aus¬
gestellte Bescheinigung, in der bestätigt wird, daß die in
Absatz 1 genannte Person ihnen Unterhalt gewährt oder sie
in diesem Staat mit ihr in einer häuslichen Gemeinschaft
leben.
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(4) Die einem Familienangehörigen erteilte Aufenthaltserlaub¬
nis hat die gleiche Gültigkeit wie die der Person, von der das
Recht hergeleitet ist.

(5) Der Ehegatte und die Kinder einer Person mit Aufent¬
haltsrecht, die noch nicht 21 Jahre alt oder unterhaltsberechtigt
sind, haben ungeachtet ihrer Staatsangehörigkeit das Recht auf
Zugang zu einer Erwerbstätigkeit.

(6) Die Kinder eines Staatsangehörigen einer Vertragspartei
dürfen ungeachtet dessen, ob er im Hoheitsgebiet der anderen
Vertragspartei eine Erwerbstätigkeit ausübt oder keine Erwerbs¬
tätigkeit ausübt oder eine Erwerbstätigkeit ausgeübt hat, unter
den gleichen Bedingungen wie die Staatsangehörigen des
Aufnahmestaates, sofern sie in dessen Hoheitsgebiet wohnen,
am allgemeinen Unterricht sowie an der Lehrlings- und Berufs¬
ausbildung teilnehmen.

Die Vertragsparteien unterstützen alle Bemühungen, durch
die diesen Kindern ermöglicht werden soll, unter den besten
Voraussetzungen an diesem Unterricht beziehungsweise dieser
Ausbildung teilzunehmen.

Artikel 4

Verbleiberecht

(1) Die Staatsangehörigen einer Vertragspartei und ihre
Familienangehörigen haben nach Beendigung ihrer Erwerbs¬
tätigkeit ein Recht auf Verbleib im Hoheitsgebiet der anderen
Vertragspartei.

(2) Gemäß Artikel 16 dieses Abkommens wird auf die
Verordnung (EWG) Nr. 1251/70 (ABI. Nr. L 142, 1970, S. 24)1)
und auf die Richtlinie 75/34/EWG (ABI. Nr. L 14, 1975, S. 10)')
Bezug genommen.

Artikel 5

Öffentliche Ordnung

(1) Die aufgrund dieses Abkommens eingeräumten Rechte
dürfen nur durch Maßnahmen, die aus Gründen der öffentlichen
Ordnung, Sicherheit und Gesundheit gerechtfertigt sind, ein¬
geschränkt werden.

(2) Gemäß Artikel 16 dieses Abkommens wird auf die Richt¬
linien 64/221/EWG (ABI. Nr. 56, 1964, S. 850)2), 72/194/EWG
(ABI. Nr. L 121, 1972, S. 32)2) unc| 75/35/EWG (ABI. Nr. L 14,
1975, S. 10)2) Bezug genommen.

II. Arbeitnehmer

Artikel 6

Aufenthaltsregelung

(1) Ein Arbeitnehmer, der Staatsangehöriger einer Vertrags¬
partei ist (im folgenden „Arbeitnehmer" genannt) und mit einem
Arbeitgeber des Aufnahmestaates ein Arbeitsverhältnis mit einer
Dauer von mindestens einem Jahr eingegangen ist, erhält eine
Aufenthaltserlaubnis mit einer Gültigkeitsdauer von mindestens
fünf Jahren, gerechnet ab dem Zeitpunkt der Erteilung der
Erlaubnis. Diese wird automatisch um mindestens fünf Jahre
verlängert. Bei der ersten Verlängerung kann die Gültigkeits¬
dauer beschränkt werden, wenn der Inhaber seit mehr als zwölf
aufeinanderfolgenden Monaten unfreiwillig arbeitslos ist; sie darf
jedoch ein Jahr nicht unterschreiten.

(2) Ein Arbeitnehmer, der mit einem Arbeitgeber des Auf¬
nahmestaates ein Arbeitsverhältnis mit einer Dauer von mehr als
drei Monaten und weniger als einem Jahr eingegangen ist, erhält
eine Aufenthaltserlaubnis mit einer Gültigkeitsdauer, die der
Dauer des Arbeitsvertrags entspricht.

1) In der zum Zeitpunkt der Unterzeichnung dieses Abkommens geltenden Fassung.

2) In der zum Zeitpunkt der Unterzeichnung dieses Abkommens geltenden Fassung.

Ein Arbeitnehmer, der ein Arbeitsverhältnis mit einer Dauer
von höchstens drei Monaten hat, benötigt keine Aufenthalts¬
erlaubnis.

(3) Für die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis dürfen die
Vertragsparteien vom Arbeitnehmer nur die Vorlage folgender
Unterlagen verlangen:

a) den Ausweis, mit dem er in ihr Hoheitsgebiet eingereist ist;

b) eine Einstellungserklärung des Arbeitgebers oder eine
Arbeitsbescheinigung.

(4) Die Aufenthaltserlaubnis gilt für das gesamte Hoheits¬
gebiet des Staates, der sie erteilt hat.

(5) Aufenthaltsunterbrechungen, die sechs aufeinanderfol¬
gende Monate nicht überschreiten, sowie eine durch Militär¬
dienst gerechtfertigte Abwesenheit berühren nicht die Gültigkeit
der Aufenthaltserlaubnis.

(6) Eine gültige Aufenthaltserlaubnis darf dem Arbeitnehmer
nicht aliein deshalb entzogen werden, weil er keine Beschäf¬
tigung mehr hat, entweder weil er infolge von Krankheit oder
Unfall vorübergehend arbeitsunfähig ist oder weil er unfreiwillig
arbeitslos geworden ist, sofern letzteres vom zuständigen
Arbeitsamt ordnungsgemäß bestätigt wird.

(7) Die Erledigung der Formalitäten für die Erteilung der
Aufenthaltserlaubnis darf die fristgerechte Erfüllung der von den
Antragstellern geschlossenen Arbeitsverträge nicht behindern.

Artikel 7

Abhängig beschäftigte Grenzgänger

(1) Ein abhängig beschäftigter Grenzgänger ist ein Staats¬
angehöriger einer Vertragspartei mit Wohnsitz im Hoheitsgebiet
einer Vertragspartei, der eine Erwerbstätigkeit als Arbeitnehmer
im Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei ausübt und in der
Regel täglich oder mindestens einmal in der Woche an seinen
Wohnort zurückkehrt.

(2) Die Grenzgänger benötigen keine Aufenthaltserlaubnis.

Die zuständige Behörde des beschäftigenden Staates kann dem
abhängig beschäftigten Grenzgänger jedoch eine Sonder¬
bescheinigung mit einer Gültigkeitsdauer von mindestens fünf
Jahren oder mit einer der Dauer der Beschäftigung entsprechen¬
den Gültigkeitsdauer ausstellen, wenn diese mehr als drei
Monate und weniger als ein Jahr beträgt. Diese Bescheinigung
wird um mindestens fünf Jahre verlängert, sofern der Grenz¬
gänger nachweist, daß er eine Erwerbstätigkeit ausübt.

(3) Die Sonderbescheinigung gilt für das gesamte Hoheits¬
gebiet des Staates, der sie ausgestellt hat.

Artikel 8

Berufliche und geographische Mobilität

(1) Die Arbeitnehmer haben das Recht auf berufliche und
geographische Mobilität im gesamten Hoheitsgebiet des Auf¬
nahmestaates.

(2) Die berufliche Mobilität umfaßt den Wechsel des Arbeit¬
gebers, der Arbeitsstelle, des Berufs und den Übergang von
einer unselbständigen zu einer selbständigen Erwerbstätigkeit.
Die geographische Mobilität umfaßt den Wechsel des Arbeits¬
und des Aufenthaltsortes.

Artikel 9

Gleichbehandlung

(1) Ein Arbeitnehmer, der Staatsangehöriger einer Vertragspar¬
tei ist, darf aufgrund seiner Staatsangehörigkeit im Hoheitsgebiet
der anderen Vertragspartei hinsichtlich der Beschäftigungs- und
Arbeitsbedingungen, insbesondere im Hinblick auf Entlohnung,
Kündigung und, falls er arbeitslos geworden ist, im Hinblick auf
berufliche Wiedereingliederung oder Wiedereinstellung nicht
anders behandelt werden als die inländischen Arbeitnehmer,
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(2) Ein Arbeitnehmer und seine in Artikel 3 dieses Anhangs
genannten Familienangehörigen genießen dort die gleichen
steuerlichen und sozialen Vergünstigungen wie die inländischen
Arbeitnehmerund ihre Familienangehörigen.

(3) Er kann mit dem gleichen Recht und unter den
gleichen Bedingungen wie die inländischen Arbeitnehmer am
Unterricht der Berufsschulen und der Umschulungszentren
teilnehmen.

(4) Alle Bestimmungen in Tarif- oder Einzelarbeitsverträgen
oder sonstigen Kollektivvereinbarungen betreffend den Zugang
zur Beschäftigung, die Beschäftigung, die Entlohnung und alle
übrigen Arbeits- und Kündigungsbedingungen sind von Rechts
wegen insoweit nichtig, als sie für ausländische Arbeitnehmer,
die Staatsangehörige der Vertragsparteien sind, diskriminierende
Bedingungen vorsehen oder zulassen.

(5) Ein Arbeitnehmer, der die Staatsangehörigkeit einer Ver¬
tragspartei besitzt und im Floheitsgebiet der anderen Vertrags¬
partei beschäftigt ist, hat Anspruch auf gleiche Behandlung
hinsichtlich der Zugehörigkeit zu Gewerkschaften und der Aus¬
übung gewerkschaftlicher Rechte, einschließlich des Wahlrechts
und des Zugangs zu Verwaltungs- oder Führungsämtern in einer
Gewerkschaft; er kann von der Teilnahme an der Verwaltung von
Körperschaften des öffentlichen Rechts und der Ausübung eines
öffentlich-rechtlichen Amtes ausgeschlossen werden. Er hat fer¬
ner das Recht auf Wählbarkeit zu den Arbeitnehmervertretungen
in den Betrieben.

Diese Bestimmungen berühren nicht die Rechts- oder Verwal¬
tungsvorschriften, durch die den Arbeitnehmern aus der anderen
Vertragspartei im Aufnahmestaat weitergehende Rechte ein¬
geräumt werden.

(6) Unbeschadet des Artikels 26 dieses Anhangs genießt ein
Arbeitnehmer, der die Staatsangehörigkeit einer Vertragspartei
besitzt und im Floheitsgebiet der anderen Vertragspartei
beschäftigt ist, hinsichtlich einer Wohnung, einschließlich der
Erlangung des Eigentums an der von ihm benötigten Wohnung,
die gleichen Rechte und Vergünstigungen wie die inländischen
Arbeitnehmer.

Dieser Arbeitnehmer kann sich mit dem gleichen Recht wie
inländische Arbeitnehmer in dem Gebiet, in dem er beschäftigt
ist, in die Listen der Wohnungssuchenden der Orte, wo solche
Listen geführt werden, einschreiben und genießt die damit
verbundenen Vergünstigungen und Rangstellungen.

Seine im Herkunftsstaat verbliebene Familie wird zu diesem
Zweck als in diesem Gebiet wohnend betrachtet, soweit auch
für inländische Arbeitnehmer eine entsprechende Vermutung
gilt.

Artikel 10

Beschäftigung in der öffentlichen Verwaltung

Einem Staatsangehörigen einer Vertragspartei, der eine
unselbständige Erwerbstätigkeit ausübt, kann das Recht auf eine
Beschäftigung in der öffentlichen Verwaltung verweigert werden,
sofern diese die Ausübung hoheitlicher Befugnisse umfaßt
und der Wahrung der allgemeinen Interessen des Staates oder
anderer öffentlicher Körperschaften dient.

Artikel 11

Zusammenarbeit
im Bereich der Arbeitsvermittlung

Die Vertragsparteien arbeiten im Rahmen des EURES-Netzes
(European Employment Services) vor allem im Bereich der
Zusammenführung und des Ausgleichs von Stellenangeboten
und Arbeitsgesuchen sowie im Bereich des Informations¬
austausches über die Arbeitsmarktlage und die Lebens- und
Arbeitsbedingungen zusammen.

III. Selbständige

Artikel 12

Aufenthaltsregelung

(1) Ein Staatsangehöriger einer Vertragspartei, der sich
zwecks Ausübung einer selbständigen Erwerbstätigkeit im
Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei niederlassen will (im
folgenden „Selbständiger" genannt), erhält eine Aufenthalts¬
erlaubnis mit einer Gültigkeitsdauer von mindestens fünf Jahren,
gerechnet ab dem Zeitpunkt der Erteilung, sofern er den zu¬
ständigen nationalen Behörden nachweist, daß er zu diesem
Zweck niedergelassen ist oder sich niederlassen will.

(2) Die Aufenthaltserlaubnis wird automatisch um mindestens
fünf Jahre verlängert, sofern der Selbständige den zuständigen
nationalen Behörden nachweist, daß er eine selbständige
Erwerbstätigkeit ausübt.

(3) Für die Erteilung der Aufenthaltserlaubnisse dürfen die
Vertragsparteien vom Selbständigen nur folgende Unterlagen
verlangen:

a) den Ausweis, mit dem er in ihr Hoheitsgebiet eingereist ist;

b) den in den Absätzen 1 und 2 genannten Nachweis.

(4) Die Aufenthaltserlaubnis gilt für das gesamte Hoheits¬
gebiet des Staates, der sie erteilt hat.

(5) Aufenthaltsunterbrechnungen, die sechs aufeinander¬
folgende Monate nicht überschreiten, sowie eine durch Militär¬
dienst gerechtfertigte Abwesenheit berühren nicht die Gültigkeit
der Aufenthaltserlaubnis.

(6) Eine gültige Aufenthaltserlaubnis darf den in Absatz 1
genannten Personen nicht allein deshalb entzogen werden,
weil sie aufgrund einer vorübergehenden Arbeitsunfähigkeit
infolge von Krankheit oder Unfall keine Erwerbstätigkeit mehr
ausüben.

Artikel 13

Selbständige Grenzgänger

(1) Ein selbständiger Grenzgänger ist ein Staatsangehöriger
einer Vertragspartei mit Wohnsitz im Hoheitsgebiet einer Ver¬
tragspartei, der eine selbständige Erwerbstätigkeit im Hoheits¬
gebiet der anderen Vertragspartei ausübt und in der Regel täglich
oder mindestens einmal in der Woche an seinen Wohnort
zurückkehrt.

(2) Die selbständigen Grenzgänger benötigen keine Aufent¬
haltserlaubnis.

Die zuständige Behörde des betreffenden Staates kann dem
selbständigen Grenzgänger jedoch eine Sonderbescheinigung
mit einer Gültigkeitsdauer von mindestens fünf Jahren aus¬
stellen, sofern er den zuständigen nationalen Behörden nach¬
weist, daß er eine selbständige Erwerbstätigkeit ausübt oder
ausüben will. Diese Bescheinigung wird um mindestens fünf
Jahre verlängert, sofern der Grenzgänger nachweist, daß er eine
selbständige Erwerbstätigkeit ausübt.

(3) Die Sonderbescheinigung gilt für das gesamte Hoheits¬
gebiet des Staates, der sie ausgestellt hat.

Artikel 14

Berufliche und geographische Mobilität

(1) Der Selbständige hat das Recht auf berufliche und geo¬
graphische Mobilität im gesamten Hoheitsgebiet des Aufnahme¬
staates.

(2) Die berufliche Mobilität umfaßt den Wechsel des Berufs
und den Übergang von einer selbständigen zu einer unselb¬
ständigen Erwerbstätigkeit. Die geographische Mobilität umfaßt
den Wechsel des Arbeits- und des Aufenthaltsortes.


